
Anfrage der CDU-Fraktion: 

 

Das Land NRW unterstützt Schulen beim Kampf gegen Extremismus, Rechts- und 

Linksradikalismus, Antisemitismus sowie Islamismus. 

Laut einem WDR-Bericht aus November 2019 sollten in allen Kreise in OWL und in der Stadt 

Bielefeld jeweils eine Stelle – angesiedelt in den regionalen Schulberatungsstellen – 

eingerichtet werden. Anfang des Jahres 2020 wurde vermeldet, dass viele dieser Stellen in 

NRW nicht besetzt werden konnten. Darunter auch – trotz guter Bewerberlage – die in 

Bielefeld.  

 

Seit wann ist die Stelle in Bielefeld für die Beratung von Schulen in Sachen Extremismus 

besetzt, welche Qualifikation haben die eingesetzten Personen und in welcher Weise leistet 

diese in Bezug auf das neue Problemfeld Salafismus/Islamismus konkrete Arbeit, wovon auch 

der Stadtbezirk Brackwede profitiert? 

 

Zusatzfrage: 

 

In welcher Weise wird diese Arbeit auch evaluiert? 

 

2. Zusatzfrage: 

 

Mit welchen Kooperationspartnern arbeitet die eingesetzte Stelle im Stadtbezirk Brackwede 

und darüber hinaus zusammen?  

 

Stellungnahme des Amtes für Schule: 

 

Die Stelle zur ´Stärkung der Präventionsarbeit von Schulen bei gruppenbezogener 

Menschenfeindlichkeit, Antisemitismus, Islamismus und Salafismus sowie Rechts- und 

Linksextremismus`, organisatorisch in der Regionalen Schulberatungsstelle angesiedelt, wird 

nach den Sommerferien zum 01.08.2020 mit einer Teilzeitkraft (24,6 Wochenstunden), 

vorbehaltlich der Zustimmung des Bezirkspersonalrates der Bezirksregierung Detmold, 

besetzt.  

 

Am 18. Mai fand die Bewerberauswahl statt. Die Stelle war ausgeschrieben für Fachkräfte der 

Schulsozialarbeit und andere sozialpädagogische Fachkräfte im Landesdienst sowie 

Beratungslehrkräfte aller Schulformen. Die allgemeinen fachlichen Voraussetzungen waren: 

mehrjährige Erfahrungen in ihrer bisherigen Tätigkeit; Fachkenntnisse in den oben genannten 

Themenbereichen; Kenntnisse über die örtlichen Akteure der Prävention bzw. Intervention; 

Erfahrungen in der Zusammenarbeit mit Polizei, Jugendhilfe und anderen einschlägig tätigen 

Einrichtungen der Kommune und der Zivilgesellschaft. Ein qualifizierter Kandidat, eine 

Lehrkraft aus der Sekundarstufe I, konnte gefunden werden.  

 

Die Landesstelle wurde auf Grundlage des Erlasses des Ministeriums für Schule und Bildung 

NRW (s. Anlage) im Februar dieses Jahres ausgeschrieben. Vorab wurde auf Initiative der 

Regionalen Schulberatungsstelle (Amt für Schule) eine zeitlich begrenzte Arbeitsgruppe, 

bestehend aus Vertreterinnen und Vertreter des Jugendamtes, des Büros für integrierte 

Sozialplanung und Prävention, des Kommunalen Integrationszentrums und des Amtes für 

Schule sowie der Polizei und der Wohlfahrtsverbände eingerichtet, um ein abgestimmtes 

Aufgabenprofil für die Präventionsarbeit zu entwickeln und Doppelstrukturen zu vermeiden.  

 

Ein Schwerpunkt der zu besetzenden Stelle soll neben der Prävention, die Unterstützung aller 

Schulen in Bielefeld in der Demokratieentwicklung sein. Die Aufgaben richten sich nach den 



örtlichen Bedarfen der Schulen und können folgende Inhalte haben: 

 Beratung von Schulen zur Prävention gegen und zur Intervention bei Vorfällen mit 

antisemitischem Hintergrund, in Bezug auf gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit, mit 

rechts- oder linksextremistischem sowie islamistischem oder salafistischem Hintergrund 

 Beratung von Schulen bei der „Zusammenarbeit bei der Verhütung und Bekämpfung der 

Jugendkriminalität“ (Gem. RdErl. d. MIK, d. JM, d. MGEPA, d. MFKJKS u. d. MSW v. 

22.08.2014 – BASS 18-03 Nr. 1) im Rahmen der Ziele dieses Erlasses, 

 Vermittlung von Beratungsanliegen aus Schulen im Hinblick auf die Bewertung und 

Meldung entsprechender Vorfälle an qualifizierte örtliche Stellen (z.B. Polizei, Jugendhilfe, 

themenbezogene Beratungs- und Diskriminierungsstellen), 

 Unterstützung der Schulen bei der Entwicklung von schuleigenen Beratungskonzepten 

und der Einrichtung schulischer Teams für Beratung, Gewaltprävention und 

Krisenintervention (Siehe Nummer 3 des RdErl. d. MSW v. 02.05.2017 

„Beratungstätigkeiten von Lehrerinnen und Lehrern in der Schule“), 

 Unterstützung der Schulen bei der Konzeption und Durchführung des Programms „Schule 

ohne Rassismus – Schule mit Courage“ und anderer Programme zur Stärkung der 

freiheitlich-demokratischen Grundordnung, 

 Mitwirkung bei örtlichen Planungsprozessen und in Gremien zur Prävention und 

Intervention, 

 Durchführung von Fachtagen und Austauschforen mit Beratungslehrkräften, mit in und im 

Umfeld von Schulen tätigen sozialpädagogischen Fachkräften, Sozialarbeiterinnen und 

Sozialarbeitern sowie örtlichen Beratungsstellen, 

 Beratung von und Kooperation mit den Kompetenzteams für Lehrerfortbildung, der Zentren 

für schulpraktische Lehrerausbildung und der Hochschulen. 

 

Die Aufgaben werden im Rahmen des gemeinsamen regionalen Einsatzmanagements 

konkretisiert. Schwerpunktsetzungen und Erweiterungen sind möglich. Der Stelleninhaber soll 

an der Regionalgruppe „Systemberatung Extremismusprävention“ bezirksweit sowie an 

Fortbildungen der Landesstelle Schulpsychologie und Schulpsychologisches 

Krisenmanagement (LaSP) teilnehmen.  

 

Der Stelleninhaber wird mit allen örtlichen Akteuren der Prävention bzw. Intervention, z.B. der 

Polizei, der Jugendhilfe, den Wohlfahrtsverbänden sowie weiteren Institutionen und 

Einrichtungen zur Thematik zusammenarbeiten. 

 

Da es sich hier um eine landesweite Maßnahme handelt, gehen wir von einer landesweiten 

Evaluation aus. Nähere Informationen dazu liegen uns jedoch noch nicht vor.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



Anlage: 
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